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Liebe Freunde,
jetzt gilt es! Deutschland steht vor der Richtungsentscheidung bei der Bundes-
tagswahl 2017. Wir wollen im Wahlkampf die Bürger mit unseren Ideen überzeu-
gen. Und im Bayernplan der CSU steckt vor allem eines: ganz viel Junge Union!
Wir stellen junge Familien in den Mittelpunkt der Politik. Egal ob Kindergeld- 
erhöhung, Einführung des Baukindergelds, Erhöhung des Kinderfreibetrags oder 
Freibeträge bei der Grunderwerbsteuer – wir haben uns mit unseren Ideen voll 
durchgesetzt. Gemeinsam wollen wir jungen Familien die besten Startvorausset-
zungen für ein gutes Leben ermöglichen.
Doch auch bei der Finanzpolitik rücken wir Generationengerechtigkeit in den 
Mittelpunkt. Im Gegensatz zu den linken Parteien SPD, Grüne und Linke wollen 
wir die Bürger in Zeiten von Rekordsteuereinnahmen nicht be-, sondern entlas-
ten. Wir wollen denjenigen, die hart arbeiten und damit den Wohlstand unserer 
Gesellschaft erwirtschaften, etwas zurückgeben. Für uns eine Selbstverständlich-
keit, aber leider nicht für den Rest der Republik, ist der Verzicht aufs Schulden-
machen. Mehr noch: Wir wollen den bayerischen Erfolgskurs auch auf den Bund 
über- und den Schuldenberg abtragen.
Beim Thema Sicherheit gilt für uns: klare Kante, klarer Kurs! Wir wollen eine Be-
grenzung der Zuwanderung, eine faire, europaweite Verteilung der Flüchtlinge 
und vor allem eine wirksame Bekämpfung der Fluchtursachen, da, wo es richtig 
ist: in den Heimatländern der Zuwanderer. Außerdem setzen wir uns auch für 
mehr Polizisten und eine zukunftsfähige Bundeswehr ein.
All das und noch viel mehr wollen wir für unsere Generation erreichen. 
Wir haben ein ganz tolles Team an Kandidaten, egal ob direkt oder auf der 
CSU-Liste. Mit Tobias Zech und Katrin Albsteiger an der Spitze zeigen ins-
gesamt 22 JUler Flagge für uns. Das zeichnet uns als Junge Union aus: Wir 
reden nicht nur, sondern übernehmen Verantwortung! Jetzt heißt es raus an 
die Wahlkampfstände, zu euren Aktionen, zu den Veranstaltungen. Wir sind 
der Motor der CSU – im Wahlkampf ganz besonders. Packen wir es zusammen 
an, damit wir am 24. September einen guten Tag für Bayern, für Deutschland 
und für Europa erleben.
Alles Gute und beste Grüße

Dr. Hans Reichhart, MdL
Landesvorsitzender
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Für Deutschland ist Europa 
ein Glücksfall

Auf ganzer Wellenlänge 
erfolgreich

Was zeichnet uns aus?

e-Government

Europa

Digitalisierung, Breitband

Leitkultur

Viele Autoren haben sich darüber den Kopf zer-
brochen, was das Markenzeichen der Deutschen 
ist, was sie ausmacht. Jüngst hat sich auch Bun-
desinnenminister de Maizière zu Wort gemeldet. 
Sein Credo: Nur wenn wir wissen, wer wir sind 
und was uns ausmacht, wird der Zusammenhalt 
untereinander so stabil sein, dass die Integra-
tion unserer neuen Mitbürger gelingt. Damit 
beschreibt er das bayerische „Leben und leben 
Lassen“ recht genau. Jeder Mensch darf sich 
hier frei entfalten, aber wir sind nicht diejenigen, 
die auf unsere Werte und Traditionen verzichten. 

Die CSU sieht das genauso: Derjenige, der in 
unser Land kommt, muss unsere Leitkultur 
achten und unsere christliche Werteord-
nung respektieren. Dazu zählt, dass 
Männer und Frauen gleichberech-
tigt sind. Wer das nicht akzeptiert, 
hat keinen Platz in unserem Land. 
Auch müssen wir uns unsere 
christlichen kulturellen Gepflo-
genheiten wie den St. Mar-
tinsumzug oder den Christkindl-
markt erhalten. 

Der deutsche Arbeitsmarkt hat sich 
in den letzten Jahren stark verändert. 
Der Ausbau der Digitalisierung geht gut  
voran. Bund und Länder arbeiten hier 
Hand in Hand. Darauf können wir uns 
aber nicht ausruhen. Der derzeitige 
Ausbau der dafür notwendigen Infra-
struktur ist nur ein Meilenstein. Wir 
müssen uns den Themen Digitalisierung, 
Breitband und Industrie 4.0 weiterhin 
verstärkt widmen, um auch in Zukunft 

ein Vorreiter sein zu können. Deswe-
gen ist es für den Freistaat umso wich-
tiger, die Chancen richtig zu erkennen 
und zukunftsweisend zu handeln. Heu-
te müssen die Maßnahmen getroffen 
werden, damit morgen unsere Unter-
nehmen auf Netzwerke zurückgreifen 
können, die sie wirtschaftlich weiter-
bringen. Schon heute sind viele Dinge 
wie öffentliches WLAN in Städten und 
Zügen eine Selbstverständlichkeit. Die 

Potenziale der Digitalisierung sind aber 
noch lange nicht ausgeschöpft. Gerade 
im ländlichen Raum gibt es noch enor-
men Nachholbedarf. Auch bei der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf ist es 
die Digitalisierung, die neue und flexible 
Arbeitszeitmodelle schaffen kann. Und 
für die Mobilität der Zukunft gibt es auch 
viele Modelle, die noch in den Kinder-
schuhen stecken, wie etwa die Vernet-
zung von Ampeln und Fahrzeugen.

Die bayerische Verwaltung genießt bun-
desweit einen sehr guten Ruf. Effizienz 
und Genauigkeit werden hier gelebt. Auch 
beim Thema E-Government will der Frei-
staat Spitzenreiter sein. Die CSU unter-
stützt deshalb die Einführung eines digita-
len Bürgerportals und eines elektronischen 
Bürgerkontos. Alle Verwaltungsdienstleis-
tungen sollen zukünftig elektronisch ver-
fügbar sein. Die öffentliche Verwaltung 
in Bund, Ländern und Kommunen soll zu 

einer der bürger- und anwenderfreund- 
lichsten Behörden optimiert werden. Für 
die Steuererklärung, den Antrag auf Kin-
dergeld oder die Pkw-Zulassung soll man 
dann nicht mehr extra in die jeweiligen 
Behörden fahren müssen. Das spart Zeit, 
Nerven und Geld. Ein Paradebeispiel für 
eine effiziente digitale Gesellschaft ist 
Estland. Den Wendepunkt für die Ent-
wicklung des kleinen baltischen Landes 
markierten einige Cyberattacken An-

fang 2007. Die elektronische Sicherheit 
war seitdem Teil der Landesverteidigung. 
Seitdem hat sich das kleine Land stark 
entwickelt. In Estland können die Bürger 
mittlerweile alle Behördengänge online 
erledigen – außer bei Heirat, Scheidung 
oder beim Hauskauf. Auch in Deutsch-
land muss das der Standard werden. Dabei 
muss die Politik die Menschen mitnehmen 
und behutsam mit den neuen Möglichkei-
ten des E-Governments vertraut machen. 

Die CSU bekennt sich klar zu Europa. Kein anderes Land 
hat so sehr von der EU profitiert wie wir. Die deutsche 
und die europäische Einigung waren – nicht nur für die 
Bundesrepublik – Glücksfälle der Geschichte. Die 
EU hat unserem Kontinent Frieden und Wohlstand 
gebracht. Deutschland muss sich das täglich 
vor Augen führen. Die EU ist das größte 
Friedensprojekt in der Geschichte. Erst 
die Gründung der EU brachte dem 
Kontinent Frieden und Stabilität. 

Angesichts der vielen nationalen Parteien in den Mitglieds-
staaten müssen Deutsche und Europäer wieder enger zu-
sammenrücken und sich auf die gemeinsamen Werte und 
die gemeinsame Geschichte besinnen. Die EU ist ein Vor-
bild für viele andere Regionen in der Welt. Nationalismen 
wurden überwunden und ein gemeinsamer Staatenbund 

gegründet, von dem vor allem Deutschland profitiert. Der 
Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg, der wirtschaftliche 

Aufstieg und die Wiedervereinigung sind drei 
Pfeiler der deutschen Geschichte, die 

ohne die EU nicht zustande gekommen 
wären. Als Profiteur ist Deutschland 
auch verpflichtet, wieder etwas zurück-
zugeben und dazu beizutragen, nationa-
le Egoismen zu überwinden und zurück 
zur Einheit zu finden. Nur gemeinsam 
ist Europa stark. Nicht die Einzelstaaten 
machen die Stärke der EU aus, son-

dern die Summe der Nationalstaaten. 
Dadurch kann sich die EU im internati-
onalen Vergleich mit anderen Regionen 
messen. Gerade jetzt, da Europa vor einer 

großen Herausforderung steht, müssen wir 
zusammenstehen. Europa darf sich nicht 
spalten lassen. Alle Mitgliedsstaaten müssen 

sich wieder als Partner verstehen.
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UND WOHLSTAND 

Warum die Union die richtige Wahl 
für deutschland ist
Bayern ist ein Erfolgsmodell. „Leben und leben lassen“ bildet für die CSU eine 
wichtige Richtschnur ihrer Politik. Die einhergehende Verantwortung nehmen 
die Menschen im Freistaat ernst und tragen damit zur erfolgreichen Entwick-
lung Bayerns bei. Ist das auch ein Modell für Deutschland?

Lisa (26) kommt aus Essen und kam 
ursprünglich wegen des Studiums nach 
Bayern. Neben den Jobaussichten und der 
Lebensqualität sagt ihr das bayrische Le-
bensgefühl zu. „Warum soll ich hier weg?“, 
fragt die angehende Wirtschaftsingenieurin. 
Für die Zukunft hat sie klare Ziele: Familie, 
Beruf, eigenes Haus. Dafür findet sie in 
Bayern die besten Voraussetzungen.

In der Tat geht es den Menschen in 
Bayern hervorragend. Das liegt an der 
bayerischen Mentalität von „Leben und 
leben lassen“. Freiheit, Sicherheit und 
Wohlstand sind die Kernpunkte der Po-
litik im Freistaat. Denn hier weiß man, 
dass der Staat nicht alle Lebensbereiche 
haarklein regulieren muss. 

Im Mittelpunkt steht die Freiheit für den 
Menschen, sein Leben so zu gestalten, 

wie er es gerne möchte: Freiheit für 
Familien zu entscheiden, ob die Kinder 
zu Hause oder in der Kita betreut wer-
den; Freiheit für Arbeitnehmer, sich 
auf dem zweiten Bildungsweg zu quali-
fizieren; Freiheit für Unternehmer, ihre 
zukunftsfähigen Ideen zu realisieren. 
Aufgabe der Politik ist es, die Rahmen-
bedingungen zu schaffen und die Bürger 
nicht mit strikten Vorgaben oder ideolo-
gischen Grundsätzen zu gängeln.

Staat konzentriert sich auf 
die wichtigen Aufgaben

Nimmt sich der Staat in Bereichen zu-
rück, kann er sich gleichzeitig auf die 
wichtigen Aufgaben konzentrieren: Si-
cherheit für die Menschen, beste Ange-
bote in der Bildung und fürs lebenslange 
Lernen, ein Rahmen für das Wachstum 

von Unternehmen, die für Arbeit sor-
gen, und Infrastruktur, damit Menschen 
und Güter von A nach B kommen kön-
nen.

Die künftigen Aufgaben sind enorm. 
Aber auch die Chancen. Die Digitalisie-
rung und die sogenannte „New Work“ 
sind in vollem Gange. Die Politik hat da-
für aber noch nicht die richtigen Rezep-
te. Und so kommt es immer wieder vor, 
dass die Entwicklung Fakten schafft und 
die Politik in der Gesetzgebung nicht 
hinterherkommt. Aus diesem Grund gilt 
es, die Realitäten schneller und pragma-
tischer anzuerkennen und entsprechen-
de Rahmen zu schaffen.

Bestes Beispiel ist die Haltung der Ge-
werkschaften zur Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten. Ja, es ist für jeden Arbeit-

nehmer und jede 
Arbeitnehmerin 
wichtig, neben 
dem Job und der 
permanenten Er-
reichbarkeit auch 
mal ausspannen 
und zur Ruhe fin-
den zu können. 
Dazu braucht es aber moderne Arbeits-
zeitgesetze. Eine Wochenarbeitszeit er-
gibt doch wesentlich mehr Sinn als eine 
starre Tagesregelung. 

Persönliche Freiheit

In immer mehr Berufen ist es möglich, 
täglich etwas mehr zu arbeiten, um dafür 
am Freitag oder Montag frei zu haben. 
Den zusätzlichen freien Tag kann man 
nutzen, um seinem Hobby nachzugehen 

oder mit den Kin-
dern Zeit zu ver-
bringen.  

„New Work“ bringt 
genau die Flexibi-
lität mit sich, die 
sich Singles, Paare 
und Familien heute 

wünschen. Aufgabe des Staates ist es, die 
Potenziale der Digitalisierung zum Wohle 
der Menschen zu nutzen. Übrigens kann 
der ländliche Raum enorm davon profi-
tieren. Ein Tag weniger in die Ballungs-
zentren pendeln oder gleich ganz von zu 
Hause aus arbeiten entlastet neben dem 
eigenen Geldbeutel auch die Straßen, die 
Umwelt und das eigene Zeitbudget. Man 
sollte anfangen, die Chancen zu erkennen 
und nicht ideologisch an althergebrachten 
Mustern festhalten.

Mittelstand sinnvoll und 
nachhaltig unterstützen

Nicht zuletzt haben sich die Anfor-
derungen in der Wirtschaft verändert. 
Kunden erwarten von ihren Zulieferern 
oder Dienstleistern sehr viel Flexibi-
lität. Weniger Regelungen und mehr 
persönliche Verantwortung tragen auch 
diesen Anforderungen Rechnung. Das 
heißt ja nicht, dass mit „New Work“ 
jeder Arbeitnehmer in steinzeitartige 
80-Stunden-Wochen zurückfällt. Aber 
jeder kann seine persönlichen mit den 
beruflichen Anforderungen in Einklang 
bringen.

Was dabei herauskommt? Im besten Fall 
motivierterte und damit produktivere 
Mitarbeiter, die letzten Endes jedem 
Unternehmen und auch dem Staat 

Die Freiheit unserer 
Gesellschaft geht mit 

Sicherheit einher.
Andreas Scheuer, MdB

CSU-Generalsekretär
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hindern. Ansbach, Würzburg, Hannover, 
Essen, Berlin – im vergangenen Jahr 
wurde auch Deutschland vom Terror 
heimgesucht. 

70 Prozent der Deutschen glauben, dass 
Deutschland auch weiterhin Ziel der 
IS-Terroristen ist. Die Staatsregierung 
hat auf die Bedrohungslage auch bereits 
reagiert: Die bayerische Polizei wurde 
mit kugelsicheren Helmen und Westen 
ausgerüstet. Insgesamt wurden 30 Mil-
lionen Euro investiert, um die Polizeibe-
amten bei derartigen Vorfällen besser zu 
schützen. Die Terroranschläge zeigen, 
dass es vollständige Sicherheit nie geben 
wird. 

Sicherheitssysteme 
neu denken

Welche Konsequenzen können daraus 
gezogen werden? Auch hier gibt es lei-
der kein Patentrezept. Sicher ist nur, 
dass neue Bedrohungslagen auch neue 
Sicherheitssysteme erfordern. Des-

zugute kommen. Die Zeiten ändern 
sich. Und damit auch die Anforderungen. 
So ist es heute besonders leicht möglich, 
mit einer guten Idee erfolgreich zu sein. 
Mit der richtigen – weil disruptiven – Idee 
kann man sogar ganze Wirtschaftszweige 
auf den Kopf stellen. Einzig die Gründung 
eines solchen „weltverbessernden“ Un-
ternehmens zeigt sich bürokratisch und 
voller Hindernisse.

Attraktive 
Selbstständigkeit

Das wird sich ändern. Zumindest wenn es 
nach den Verantwortlichen in der Uni-
on geht. Bis 2019 will die Union einen 
„Masterplan Selbstständigkeit“ erarbei-
ten. Ziel ist es, den Schritt in Richtung 
Selbstständigkeit 
zu erleichtern und 
Risiken zu minimie-
ren. Dazu gehört 
auch, die Unter-
nehmer umfassend 
zu beraten und zu 
fördern, damit sie 
möglichst frei und 
ungehindert ihren 
Geschäften nach-
gehen können.

Freiheit spielt in der Politik der CSU 
eine große Rolle. Mit dieser Freiheit 
einher geht auch die Sicherheit. Und 
die Position der Union ist hier eindeutig: 
Der Staat hat ein Gewaltmonopol und 
er soll es auch zum Schutz der Bevölke-
rung einsetzen. Die Kriminalitätsstatistik 
2016 hat es wieder gezeigt: In keinem 

anderen Bundesland 
leben die Menschen 
so sicher wie in Bay-
ern. Das liegt vor allem 
an der hervorragenden 
Arbeit der Polizeibe-
amten im Freistaat. In 
keinem anderen Bun-
desland ist das Risiko, 
Opfer einer Straftat zu werden, niedri-
ger als in Bayern. Und auch in Sachen 
Aufklärungsquote steht die bayerische 
Polizei unangefochten an der Spitze.

Was läuft also besser in Bayern? „Den 
einen Schlüssel zur Sicherheit haben 
auch wir leider nicht“, betont Innen-
minister Joachim Herrmann. „Aber es 
gibt Stellschrauben, an denen die ande-

ren Bundesländer 
noch drehen könn-
ten“ (siehe Kasten 
rechts). Zunächst 
sei die politische 
R ü c k e n d e c k u n g 
von enormer Wich-
tigkeit. Ein baye-
rischer Beamter 
müsse keine Angst 
haben, politischer 

Spielball zu werden, wenn er seinen Job 
macht. 

Schutz der Bevölkerung 
steht an erster Stelle

Aber leider ist auch in Bayern die Zahl der 
Straftaten leicht angestiegen. Deshalb 
wird der Freistaat weiterhin in die Si-
cherheit investieren. Für 2017 und 2018 
sind jeweils 1.800 Neueinstellungen bei 
der bayerischen Polizei geplant. Derzeit 
gibt es mit rund 42.000 Polizeibeamten 
so viele wie nie zuvor. Im vergangenen 
Jahr hat die Bayerische Staatsregierung 
dazu das Sicherheitskonzept „Sicherheit 
durch Stärke“ beschlossen. Es sieht vor, 
bis 2020 insgesamt 2.000 zusätzliche 

Stellen bei der Polizei 
zu schaffen.

Der Aufgabenbe-
reich der Polizei ist 
dabei breit gefächert. 
Abgesehen von De-
monstrationen oder 
verschiedenen Groß-

einsätzen, etwa dem G7-Gipfel in Ham-
burg, stehen die Beamten auch vor der 
Herausforderung, konsequent und ef-
fektiv terroristische Gewalttaten zu ver-

Die niedrige Zahl der Straftaten 
ist ein gutes Zeugnis für die CSU

Kosten des G20-Gipfels
Die Kosten für Schäden an Privateigentum während der De-
monstrationen zum G20-Gipfel in Hamburg belaufen sich nach 
ersten Schätzungen der Versicherer auf bis zu 12 Millionen Euro.

Für 81 % der Bürger  
bedeutet mehr Video-

überwachung auch  
mehr Sicherheit.

Quelle: statista.com

Wir stehen hinter  
unserer Polizei.

Joachim Herrmann, MdL
Bayerischer Innenminister

Bayerische Polizei  
personell gut aufgestellt
Im Freistaat arbeiten knapp 42.000 Po-
lizisten. Damit kommen auf einen Polizis-
ten 309 Einwohner. Das ist der Spitzen-
wert in Deutschland. Zum Vergleich: In 
Nordrhein-Westfalen sind es 450 Ein-
wohner pro Polizist. Ein weiteres Detail: 
In Bayern bewerben sich fünfmal so viele 
Interessenten für den Polizeidienst, als 
Stellen zu besetzen sind. In NRW sind es 
nur zweimal so viele.

Vorausschauende 
PräventivmaSSnahmen
Die CDU in NRW hat in der Opposition 
mehrmals bemängelt, dass die damali-
ge rot-grüne Landesregierung nur dann 
tätig werde, wenn bereits ein Unglück 
passiert sei. In der Tat hat die ehemalige 
Landesregierung die Erfassung von Per-
sonendaten bei Extremisten ab 14 Jahren 
erst nach dem Essener Bombenanschlag 
auf einen Sikh-Tempel eingeführt. Die 
CDU hatte das schon lange zuvor gefor-
dert. 

In Bayern wurde die Altersgrenze lan-
ge vorher schon vorsorglich gesenkt. 
Schließlich ist bekannt, dass sich vor al-
lem Jugendliche übers Internet radikali-
sieren.

Schleierfahndung
Exportschlager aus Bayern
Bereits seit 1995 gibt es die Schleier-
fahndung in Bayern. Sie wurde einge-
führt, als die Grenzkontrollen an der 
Grenze zu Österreich wegfielen. Um 
an Durchgangsstraßen, Bahnhöfen und 
Flughäfen weiter kontrollieren zu können, 
werden seitdem meist zivile Polizeibeam-
te eingesetzt. Für die Polizei bedeutet die 
Schleierfahndung in erster Linie Rechts-
sicherheit. 
Anders als in NRW, wo die Polizei keine 
Schleierfahndung durchführen und nur 
die Verkehrstüchtigkeit von Fahrer und 
Fahrzeug kontrollieren darf, überprüft die 
bayerische Polizei auch, ob irgendwelche 
Straftaten vorliegen. Mittlerweile führen 
13 von 16 Bundesländern die Schleier-
fahndung durch. NRW gehört nicht dazu.

Der Ruf der bayerischen 
Justiz
Die bayerische Justiz ist bei Straftätern 
nicht beliebt: Nirgendwo sonst werden 
sie zu härteren und längeren Haftstrafen 
verurteilt als im Freistaat – zumindest 
sehen das die Straftäter so. In der Tat 
werden bei Drogendelikten, Einbrüchen 
und Jugendstraftaten härtere Urteile ge-
sprochen. Obwohl dies nur für einzelne 
Bereiche nachgewiesen ist, hat Bayern 
den Ruf, eine besonders durchgreifende 
Justiz zu haben. Das wirkt kriminalitäts-
senkend.

Kinder sind keine 
Waffen der Terroristen
Terrorismus macht leider vor Kindern 
nicht Halt. Der IS versucht unter 14-Jäh-
rige für Anschläge in Deutschland zu ge-
winnen. Bayern hat die Altersgrenze für 
die Durchleuchtung durch den Verfas-
sungsschutz gesenkt. Schließlich gibt es 
auch Zwölfjährige, die im Internet in der 
islamistischen Szene aktiv und deshalb 
potenzielle Gefährder sind. 

Sicherheit ist Markenzeichen der CSU

Die Sicherheit in Bayern ist nicht 
vom Himmel gefallen, sondern 

das Resultat kontinuierlicher und 
konsequenter Politik.

Joachim Herrmann
Bayerns Innenminister bei einer seiner „Klartext“-Veranstaltungen

Bayern

41.370

NRW

40.202

Berlin

16.416

Hamburg

7.706

Bremen

2.768

Anzahl der Polizisten nach Bundesländern

Quelle: statista.com, Stand 2016
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halb will die CSU nach der Wahl den 
Einsatz der Bundeswehr im Innern bei 
besonderen Katastrophen neu prüfen 
und bewerten lassen. 

Es ist nicht nachzuvollziehen, warum bei 
Terroranschlägen weiterhin nur die Po-
lizei agieren darf. Bei einem derartigen 
Szenario würde die Polizei an ihre Gren-
zen stoßen. Die CSU fordert deshalb, 
dass in diesen besonderen Fällen die 
Bundeswehr die Polizei bei ihrer Arbeit 
unterstützt und zum Beispiel Flughäfen, 
Krankenhäuser und diverse andere Ein-
richtungen sichert.

Die Kosten für die Sicherheit sind dabei 
immer wieder Bestandteil kontroverser 
Diskussionen. Für die Union steht au-
ßer Frage, dass die am Anfang dieses 
Artikels beschriebene Fokussierung der 
staatlichen Aufgaben die nötigen finan-
ziellen Freiräume schafft, um die Kosten 
der Sicherheit auch tragen zu können.

Sparen ja, aber nicht 
bei der Sicherheit

Zwar stehen den Rekordeinnahmen im-
mer noch Rekordausgaben im Sozialbe-

reich gegenüber, 
aber das Konzept 
der Union sieht 
die Finanzierung 

der Leistungen aus 
weiteren Steuer-

mehreinnahmen vor. 
Für die JU ist klar, dass die 

Politik heute den nachkommenden Ge-
nerationen verpflichtet ist. 

Deutschlands aktuelle Stärke resultiert 
aus zwei Faktoren: Zum einen brummt 
die Wirtschaft. Die Auftragsbücher 
sind voll. Die Arbeitslosigkeit ist stark 
gesunken und es gibt so viele sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte 
wie nie zuvor. Außerdem entlasten 
die niedrigen Zinsen der Europäischen 

Zentralbank (EZB) den Bundeshaus-
halt. Deutschland kann seine hoch-
verzinsten Kredite gegen neue mit 
niedrigen Zinsen „eintauschen“. Allein 
im vergangenen Jahr konnte der Staat 
47 Milliarden Euro Zinszahlungen spa-
ren. Seit Beginn der Finanzkrise sind es 
sogar 240 Milliarden. 

Klar ist: Die Zinsen für die Kredite 
können jederzeit wieder steigen. Aus 
den 47 Milliarden Überschuss kann 
also schnell wieder ein Minus werden. 
Die Folge wären harte Einschnitte im 
Haushalt. Schuldentilgung ist deshalb 
ein unbedingtes Muss für eine nach-

haltige Politik. Hohe Einnahmen, nied-
rige Arbeitslosigkeit – wann sollte man 
Schulden besser tilgen als zum jetzigen 
Zeitpunkt?

Wahlkampf und Haushalt 
passen oft nicht zusammen

Und doch nutzen SPD, Grüne und Die 
Linke den Wahlkampf, um neue ver-
meintliche Wohltaten zu versprechen. 

Einige beziffern die Kosten ihrer Pro-
jekte gar nicht und kommen so nicht in 
die Bedrängnis, eine Gegenfinanzie-
rung aufzubauen, andere fordern plaka-
tive 30 Milliarden, mit der Gießkanne 
verteilt. Wer Sozialversprechen macht 
ohne diese auch finanzieren zu können, 
gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands. Die JU zeigt unsinnigen 
und nicht finanzierbaren Wahlgeschen-
ken die rote Karte. 

Mit einer nachhaltigen Haushaltspolitik 
wird Generationengerechtigkeit gelebt. 
Weder der Freistaat noch der Bund sol-
len über ihre Verhältnisse leben. Viele 

Bundesländer tun es Bay-
ern inzwischen gleich und 

zahlen ihre Schulden zurück. 
Besonders Sachsen ist hier zu 

nennen. Aber der Schuldenab-
bau sollte aufgrund der guten 

Finanzlage schneller vonstatten-
gehen.

Zinsen werden lang- 
fristig wieder steigen

Und doch muss von dem wirt-
schaftlichen Erfolg auch etwas 
bei den Bürgerinnen und Bür-
gern ankommen. Deshalb soll der 
Staat auf rund 15 Milliarden Euro 
verzichten. Dazu wird der Soli 
abgeschafft, und auch für die Ei-
gentumsbildung wird etwas getan. 
Zwei Forderungen, die die JU schon 

lange auf der Agenda hat, stehen 
im Bayernplan der CSU: erstens 

die Entlastung bei der Grunderwerb- 
steuer, sofern die Immobilie selber ge-
nutzt wird. Und zweitens das Baukinder-
geld. Es wird mit 1.200 Euro pro Kind 
jährlich für die ersten zehn Jahre einge-
führt.

Ein ganzes Paket von Maßnahmen, das 
vor allem auch Familien im Blick hat. 
Ehegatten- und Kindersplitting statt 

dem Familiensplitting und dazu pro Jahr 
300 Euro mehr für jedes Kind.

Familien besser  
unterstützen

Überhaupt steht für die CSU die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf im 
Zentrum des Wahlprogramms. Jedoch 
weniger unter ideologischen Gesichts-
punkten als mehr aus dem Blickwinkel 
der Betroffenen selbst. Es kommt auf 
zeitgemäße Lösungen an. Die CSU ar-
beitet auch weiterhin mit Wirtschaft und 
Arbeitnehmervertretern eng zusam-
men, um familienfreundliche Arbeitsbe-
dingungen zu schaffen. Die Digitalisie-
rung ist ein hervorragender Partner, der 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
meistern hilft und die ländlichen Räume 
optimal an die Zukunft anschließt.

Für Lisa sind es genau diese Punkte, die ihr 
an Bayern gefallen: optimale Unterstüt-
zung durch den Staat und die große Frei-
heit, das Leben nach eigenen Vorstellungen 
zu gestalten. Es wird ihr kein bestimmtes 
ideologisches Lebensmodell vorgeschrie-
ben. Stattdessen kann sie selbst wählen: 
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in 
Bayern ermöglicht es ihr, die ersten Jahre 
beim Nachwuchs zu Hause zu bleiben oder 
direkt wieder arbeiten zu gehen.

„Leben und leben lassen“ wird im Freistaat 
wirklich gelebt. Die CSU ist der Garant, 
dass auch im Bund weniger ideologische 
und mehr praktische Politik gemacht wird. 

Die Finanzielle Verantwortung  
für die kommenden Generationen 

Rote Karte 
den sozial- 

demokratischen  
Wahlgeschenken!
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Sucht man Analogien zwischen dem Sport und der heißen Phase im Wahlkampf kommt man schnell zum 
400-Meter-Sprint: Es geht darum, nach einem kraftvollen Start ordentlich Tempo zu machen, ohne sich auf 
den letzten Metern ausstechen zu lassen. 
Einen kraftvollen Start hat die SPD 
im Januar mit der Präsentation ih-
res Kanzlerkandidaten ja hingelegt. Im 
Zwischensprint hat sie aber ganz schön 
nachgelassen. Die Union hat einen 
deutlichen Vorsprung herausgelaufen. 
Mit einer Gemeinschaftsleistung aller 
Kandidaten und Wahlkämpfer kön-
nen CSU und CDU den Sieg einfah-
ren. Entscheidend dafür ist aber der 
Schlussspurt. Und der wird immer ent-
scheidender.

Wahlentscheidung fällt 
immer später

„Die Wahl ist noch nicht entschieden“, 
stellt auch Politikwissenschaftler Korte 
fest. „Wir sehen gerade in den letzten 
Tagen und Wochen, wie schnell sich 
Problemlagen verändern können.“ Auf 
diese Krisen würden die Wähler kurz vor 
der Wahl spontan reagieren. Entschei-
dend sind daher die Mobilisierung der 
eigenen Wähler und Argumente, die 
Wähler auf dem Weg ins Wahllokal zu 
erreichen. 

Werden Briefwähler wirk-
lich wichtiger?

Eine Abschlusskundge-
bung am Donnerstag vor 
der Wahl abzuhalten, wie 
man es aus bisherigen 
Wahlkämpfen kennt, ist 
heute nicht mehr zeitge-

mäß. Der Wahlkampf läuft 
weiter bis zum Wahltag, 
bzw. bis zur Schließung der 

Wahllokale. Bis zu diesem 
Zeitpunkt müssen die 

Wahlkampfteams 
unterwegs sein 

und Wähler 

für sich 
überzeugen.

Die Kandidaten 
äußern oftmals 
den Wunsch, dass 
ihre Wahlwerbemittel 
bis zum Briefwahlstart fertig 
sein müssen, da dies den Höhepunkt 

des Wahlkampfes darstelle. Schließlich 
können ab diesem Tag die Kreuze gesetzt 
werden. In Wirklichkeit ist der Wahlkampf 
weitaus unvorhersehbarer und spontaner 
geworden. Neben dem Briefwahlstart 
gibt es einen zweiten Höhepunkt in den 
Stunden direkt bevor die Wahllokale 
öffnen. Bei Kommunalwahlen 
ist das anders, aber bei der Be-
trachtung der Briefwahlquoten 
der Bundestagswahlen wird 
schnell deutlich, dass die Prä-
senzwähler in der Mehrheit 
sind.

Bei der Bundestagswahl 
2013 lag der Anteil der 
Briefwähler bei 24 Prozent. 
Das bedeutet, dass immer noch 

Häuserwahlkampf
Im Wahlkampf ist die zielgerichtete Mobilisierung 
der eigenen Wähler enorm wichtig. Hausbesuche 

sind dabei wieder stark in Mode gekommen. Die letz-
ten Stunden und Tage vor der Wahl könnt ihr nutzen, 

um punktgenau die „eigenen Leute“ zu mobilisieren. 
Und genau diese „eigenen Leute“ findet ihr über die CSU-

Wahlkampf-App. 

Verbindliche  
Mobilisierungsquoten

Stimmt euch im Orts- oder Kreisverband ab, wie viele persönliche 
Kontakte jeder in den 48 oder 72 Stunden vor der Wahl ansprechen 

und zum Wählen auffordern soll. Daraus könnt ihr einen kleinen Wett-
bewerb machen: Wer schafft die höchste Mobilisierungsrate?

48- oder 72- Stunden-Aktionen
Überlegt euch, wo ihr in den Stunden vor Öffnung der Wahllokale besonders viele 

Menschen erreichen könnt. Von den Discos und Fast-Food-Restaurants, in denen ihr die 
Nachtschwärmer erreicht, über die Seen, die an sonnigen Septembertagen noch einen 
großen Zulauf haben, bis zu den Kirchen, an denen ihr am Sonntag nach dem Gottesdienst 
noch auf die Wahl hinweisen könnt. Begleitet die Aktionen live via facebook.

Kontakte aus dem Wahlkampf nutzen
Am wichtigsten in den Wahlkämpfen sind qualifizierte Adressen von potenziellen Wählern. 
Bei Infoständen, Bürgergesprächen und Veranstaltungen lernt ihr viele Menschen kennen. 
Sprecht die Personen in den Tagen vor der Wahl nochmals an und fordert sie konkret auf, 
zur Wahl zu gehen. Nutzt die Arbeit, die ihr in den Wochen und Monaten zuvor geleistet 
habt.

Werbung (Kampagnen der Kandidaten bewerben)
Wahlimpulse gilt es in den klassischen Medien zu setzen, ebenso aber in den digitalen Me-
dien und sozialen Netzwerken. Anzeigen können dort mit Botschaften passgenau an Ziel-
gruppen ausgespielt werden.

Sommerloch nutzen
Witzige Guerilla-Aktionen sollte man starten, um 
die Aufmerksamkeit der Medien zu gewinnen. Ge-
rade jetzt in der nachrichtenarmen Zeit des „Som-
merlochs“ freuen sich Journalisten über Berich-
tenswertes. Nicht zu vergessen: „Die Menschen 
wollen unterhalten werden.“

Soziale Netzwerke bespielen
Die Stärke von CSU und JU ist die breite Perso-
naldecke. Nutzt die Vernetzung der Mitglieder und 
startet konzertierte Aktionen, die auf die Wahl, die 
wichtigen Themen und sympathische Kandiaten 
aufmerksam machen. Der Effekt der Mundpropa-
ganda ist auch in Zeiten der digitalen Vernetzung 
nicht zu unterschätzen. Wichtig dabei ist, die Men-
schen zum Teilen oder Liken aufzufordern. 

Bezug für die  
Menschen
Bundestagswahlen sind oft Kanz-
lerwahlen: Bin ich für diese(n) oder 
jene(n)? Dennoch gibt es die Mög-
lichkeit, Menschen über Themen zu 
erreichen. Dazu stellt man für die 
Menschen einen praktischen Bezug 
zu abstrakten bundespolitischen 
Themen her. Zum Beispiel: Welche 
Auswirkungen hat der Bundesver-
kehrswegeplan für eure Stadt? Die 
Bezüge können dabei regional oder 
zielgruppenspezifisch (z. B. Familie, 
Studenten etc.) sein.

76 Prozent der Wähler am Tag der 
Wahl in der Wahlurne entschie-
den haben. Das bedeutet, dass es 
umso wichtiger wird, das Budget 
der Wahlkämpfe auf die letzten 
Tage vor der Wahl zu konzentrie-
ren. Dann können die Menschen 
noch mittels Sozialen oder an-
deren Medien zur Stimmabgabe 
animiert werden. Damit können 
die entscheidenden Impulse für 
die Wahl gesetzt werden. Parteien 
und Kandidaten werden also vor 
allem in den digitalen Medien ihre 
Botschaften zielgenau aussteu-
ern. Das ist heute möglich und 
Aufgabe der Kampagnen..

StraSSen- und Häuser-
wahlkampf

Was aber können die Wahlkämp-
fer vor Ort tun? Das wichtigste 
Ziel ist es, die Menschen zu er-
reichen. Im Idealfall schafft man 
es, zur richtigen Zeit am richtigen 
Ort die richtige Person anzuspre-
chen und mit den richtigen Argu-
menten zu überzeugen. So ein-
fach wie das in der Theorie klingt, 
ist es in der Praxis natürlich nicht. 
Dennoch ist die Präsenz vor Ort 
und in den sozialen Medien gera-
de in den letzten Stunden vor der 

Wahl entscheidend.

Die letzten Meter 
entscheiden über 
Sieg oder Niederlage

Was kann man tun?

Briefwahlanteil  
bei der Bundestagswahl:

5 %
9,8 %

18,7 % 21,4 % 24 % ?
1957 1990 2005 2009 2013 2017

Was Wahlkämpfer von 400-Meter-Läufern 
lernen können



Bajuware:
Momentane Gefühlslage?
Joachim Herrmann:

Bajuware:
Wein oder Weißbier?
Joachim Herrmann:

Bajuware:
Aktuelles Lieblingsbuch?
Joachim Herrmann:

Bajuware:
Meer oder Berge?
Joachim Herrmann:

Bajuware:
Lieblingsbeschäftigung?
Joachim Herrmann:

Bajuware:
Gesundheit oder Finanzen?
Joachim Herrmann:
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LifestyleEin Tag im Leben 
von Joachim Herrmann

Wie man gemeinsam nach langen Diskussionen, durch Dialog und Beharr-
lichkeit, durch Kompromissfähigkeit, aber auch mit klaren Vorstellungen 
doch sehr viel erreichen kann. 

Übergabe eines neuen Einsatzfahr-
zeugs an den DLRG-Ortsverband 
Erlangen-Dechsendorf.

Das war wieder ein stimmungsvoller 
Auftakt der schon traditionsreichen 
Büchenbacher Kerwa bei Güthleins. 

Zusammen mit Rodel-Olympia-
siegerin Natalie Geisenberger am 
Königssee. 

Anders – das ist jede Woche des bayeri-
schen Innenministers Joachim Herrmann. 
In Erlangen frühstückt er zu Hause recht 
kurz. Meist ein vitales Müsli und eine Tasse 
Kaffee. Denn oft stehen schon um 7 Uhr 
morgens die ersten Termine wie zum Bei-
spiel Radio-Interviews an. 

Sowohl in Erlangen als auch in München 
ist der Arbeitsweg von Herrmann nicht 
länger als 10 bis 15 Minuten. „Die Auto-
fahrten nutze ich immer zum Arbeiten – 
das Auto ist sozusagen mein verlängertes 
Büro, in dem ich 
mich auch auf 
Termine vorbe-
reite“, erklärt uns 
der Politiker. Ge-
legentlich nutzt er 
auch das Fahrrad, 
um seine Arbeits-
stelle zu erreichen. 
Im Büro angekommen führt Joachim 
Herrmann ein Ritual durch: „Im Sommer 
wie im Winter lasse ich gerne erst einmal 
frische Luft in den Raum.“ Anschließend 
widmet er sich einigen Zeitungen und dem 
Pressespiegel, bevor er sich mit seinen 
Mitarbeitern über den Tagesablauf und 
wichtige Themen austauscht. 

Ein Blick in Herrmanns Terminkalender 
verrät uns viel über seine Aufgaben und 
darüber, wie vielseitig und bunt sein Ar-
beitsalltag ist: „Die Besprechungen mit 
den Mitarbeitern aus den verschiedenen 
Stabsstellen finden jeden Tag im Büro 

oder am Telefon statt. Dort bespreche ich 
mit dem Büroleiter und den persönlichen 
Referenten, der Planungsabteilung, dem 
Landtagsbeauftragten und der Presse-
stelle den Tagesablauf und die wichtigsten 
Themen sowie die Medienlage.“ Doch das 
ist noch längst nicht alles. Sitzungen der 
CSU-Landtagsfraktion, in denen viele 
aktuelle Anliegen bayerischer Bürger dis-
kutiert werden, stehen ebenso auf dem 
Programm wie zum Beispiel die großen 
Jahrespressekonferenzen zum Verfas-
sungsschutz oder zur polizeilichen Krimi-

nalstatistik: „Hier 
wird dargestellt, 
wie es um die in-
nere Sicherheit in 
Bayern bestellt ist. 
Hier müssen wir 
überlegen, welche 
Schwerpunkte wir 
setzen wollen. Es 

geht hier ja darum, den ‚Markenkern‘ Bay-
erns zu erhalten, nämlich, dass in Bayern 
zu leben, bedeutet, sicherer zu leben als 
anderswo“, erläutert uns der 60-Jährige. 
Die größte Herausforderung eines bay-
erischen Innenministers jedoch ist, dieses 
Niveau auch in Zukunft halten zu können, 
obwohl immer neue Gefahren für die in-
nere Sicherheit am Horizont auftauchen. 

Ein Arbeitstag von Joachim Herrmann 
beginnt und endet, wenn es dunkel ist. Vor 
22 Uhr ist an einen Feierabend meist nicht 
zu denken. Uns stellt sich die Frage: Bleibt 
bei so viel Arbeit auch noch Zeit für ein 

Privatleben? „Diese Zeit ist naturgemäß 
für mich überschaubar“, sagt der Erlanger. 
Die knapp bemessene Zeit nutzt Herr-
mann jedoch intensiv. Außer Freunde 
zu treffen, besucht er auch gerne einmal 
eine Oper oder ein Konzert wie zuletzt die 
Internationale Orgelwoche in Nürnberg. 
In seiner Freizeit steigt der bayerische 
Innenminister auch gerne mal auf sein 
Fahrrad, nimmt sich einen guten Krimi zur 
Hand oder schaut sich im Fernsehen den 
Tatort an. Für sein Hobby, das Motorrad-
fahren, bleibt ihm bedauerlicherweise nur 
noch wenig Zeit. 

Joachim Herrmann hat sich schon sehr 
früh für Politik interessiert. Einen star-
ken Einfluss darauf hatte sicherlich 
auch sein Vater, der – unter ande-
rem als Mitglied des bayerischen 
Senats – ein durchaus politischer 
Mensch war und sein Interesse 
dafür geweckt hat. Dazu kam 
die Erfahrung in der Schule 
als Klassen- und Schüler-
sprecher: „Man kann et-
was bewegen, wenn man 
sich engagiert“, erklärt 
er uns abschließend im 
Interview. Man kann 
sich sicher sein, dass 
der Alltag unseres 
bayerischen Innen-
ministers niemals 
langweilig wird. 

Politik bleibt immer -  
frei nach Max Weber - das 

Bohren dicker Bretter
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Unsere KandidatenJU – 4Berlin
JU – STICHT!

Die JU Bayern ist für die Bundes- 
tagswahl stark aufgestellt. Die 
junge CSU geht mit 21 Kandida-
tinnen und Kandidaten ins Rennen. 
Mit Katrin Staffler, Emmi Zeulner, 
Andreas Lenz, Florian Oßner, 
Stephan Pilsinger und Dr. Wolf-
gang Steflinger bewerben sich 
außerdem sechs Kandidaten um  
ein Direktmandat.
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Geboren 1980
Beruf Diplom-Biologe
Ortsverb. Mittleres Oberallgäu
Mandate JU, AKU und NET

Dr. Matthias Wucherer

Platz 
54

Geboren
1988Beruf

Politischer ReferentOrtsverb.
RothMandate

Stadtrat  (Fraktionsvorsitzender)

Daniel Matulla

Platz 
53

Geboren

1988

Beruf
Mitarbeiter 

Qualitätssicherung

Ortsverb.
Nittendorf

Mandate
Kreisvorsitzender 

JU Regensburg-Land

Florian Hoheisel

Platz 

52

Geboren 1981
Beruf Wissenschaftliche  

Mitarbeiterin, Büroleiterin
Ortsverb. Leutershausen
Mandate Stadträtin

Stefanie Nejedlo

Platz 
49

Geboren

1984

Beruf

Politischer Referent im 

Bayerischen Landtag

Ortsverb.

Kronach

Mandate
Stadtrat (Fraktionsvorsitzender), Kreisrat,   

JU-Bezirksvorsitzender

Jonas Geissler

Platz 47

Geboren

1989

Beruf

W
issenschaftlicher M

itarbei-

ter (Universität Passau)

O
rtsverb.

Bad Griesbach

M
andate

Stadtrat, stellv. JU-Bezirks-

vorsitzender Niederbayern

Hans Kriegl

Platz 
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Geboren1983
BerufMitglied des Deutschen 

Bundestages
Ortsverb.Burlafingen/Steinheim
MandateStadträtin, Kreisrätin

Katrin Albsteiger

Platz 
29
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Geboren

1981
Beruf

Mitglied des Deutschen Bundestages
Ortsverb.

Garching/Alz
Mandate

Gemeinderat, Kreisrat

Tobias Zech

Platz 
27

JU Bundestags-

Kandidaten

Unser Kandidaten-

Quartett Sticht

Geboren
1984 BerufMitglied des Deutschen 

Bundestages Ortsverb.Aubing/Neuaubing Westkreuz Mandatestellv. Kreisvorsitzende FU, Mitglied im CSU Kreis-  und Ortsvorstand

Julia Obermeier

Platz 
32

G
eboren

1989

Beruf

Ingenieurin

O
rtsverb.

H
ohenbogen

M
andate

Beisitzer CSU-Bezirksvorstand, 
stellv. M

U-Bezirksvorsitzende

Ingrid H
eut

Platz 
42

G
eboren

1991

Beruf
Bauingenieur, Beton- und 

Stahlbetonbauer

O
rtsverb.

N
eum

arkt

M
andate

Beisitzer JU-Bezirksvorstand

Stephan M
eier Platz 

44

Geboren
1987Beruf Arzt in einem kommunalen Krankenhaus in der Inneren 

MedizinOrtsverb. Obermenzing Mandate Mitglied im Bezirksausschuss Pasing-Obermenzing

Stephan Pilsinger
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Geboren

1980 

Beruf

Mitglied des Deutschen 

Bundestages

Ortsverb.

Velden/Vils

Mandate

Marktrat, Kreisrat, 

CSU-Kreisvorsitzender,  

stellv. Bezirksvorsitzender
Florian Oßner
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Geboren

1981

Beruf

Biochemikerin

Ortsverb.

Gröbenzell

Mandate
Gemeinderätin, Kreisrätin, 

Geschäftsführerin der 

Kreistagsfraktion
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LifestyleCITIEsareCALLING
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Du planst einen Trip in die Metropolen der Welt? Egal ob Kurzaufenthalt oder eine 
längere Reise – das Gepäck sollte dabei nicht allzu schwer sein. Deshalb ist es 
wichtig, sich im Vorfeld gut zu organisieren. Mit der passenden Packliste von uns 
wird dein Trip zu einem unvergesslichen Erlebnis. 

Tim-Andre Hofmann  (18),  
JU Abensberg

Ich bin großer Fan von längeren Städte-
tripps. Bei drei bis vier Übernachtungen 
kann man nicht nur typische Sehens-
würdigkeiten bewundern, sondern hat 
auch die Möglichkeit, mal eine einhei-
mische Kneipe zu besuchen. Um all die 
neuen Eindrücke festhalten zu können 
und aus den Fotos etwas Besonderes zu 
machen, benutze ich die Bildbearbei-
tungs-App VSCOcam. Falls ich meinen 
Reiseführer zu Hause vergesse, hilft mir 
die App Triposo World Travel Guide wei-
ter. Dort finde ich alle wichtigen Infos 
zur gewünschten Destination. 

9

10

11

12

Reiseführer
www.baedeker.com

VSCO Bildbearbeitungs-APP
www.vsco.co/store/app

Erste-Hilfe-Set
www.soehngen.com

Triposo, die smarte Reise-App
www.triposo.com

Sophia Hauswurz   (23), 
JU Maxvorstadt 

Die Möglichkeiten, ein verlängertes 
Wochenende an einem traumhaften 
Ort – bestenfalls mit Blick aufs Meer – 
zu verbringen, sind unzählig. Ich nehme 
mir gerne eine kleine Auszeit, um neue 
Städte zu entdecken. Dafür braucht 
man natürlich das richtige Schuhwerk. 
Turnschuhe sind ein absolutes „Muss“ in 
meinem Reisekoffer. Zudem packe ich 
mir immer einen kleinen Regenschirm 
mit ein, falls es doch mal ein paar Re-
gentropfen gibt. 

5

6

7

8

Duschgel
www.dm.de

Shampoo
www.dm.de

Turnschuh
www.laufundberg.de

Regenschirm
www.regenschirm-versand.de

Thomas Stölzle  (27),
JU Vöhringen

Mindestens einmal im Jahr plane ich ei-
nen Städtetrip. Mich faszinieren Orte, 
die alte und neue Geschichte verbin-
den. Städtetrips finde ich erholsam und 
sind eine gute Gelegenheit, etwas von 
der Welt zu erfahren. Ein guter Son-
nenschutz wie z. B. eine Cappy-Mütze 
dürfen im Gepäck nicht fehlen. Außer-
dem ist es wichtig, einen kleinen Ruck-
sack mitzunehmen, um Sachen für den 
Tag locker transportieren zu können. 

1

2

3

4

Sonnencap 
www.laufundberg.de

Rucksack
www.laufundberg.de

Sonnenbrille
www.brille24.de

Jacke
www.laufundberg.de
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In
neres

Martin Schulz
Eigentlich darf man sich das gar nicht ausmalen: Kanzler 
Martin Schulz. Er will Deutschland gerechter machen, 
deswegen will er die Agenda 2010 und damit das 
deutsche Jobwunder rückgängig machen. Im Bundestag 
müssen die Abgeordneten dann wahrscheinlich auch 
immer „Martin, Martin“ rufen.

Katrin Göring-Eckardt
Bundestagspräsidentin

Simone Peter
Integrations- und  
KulturbeauftragteClaudia Roth

Es gibt keinen besseren Platz für Claudia Roth als 
das Außenministerium. Hier kann sie dann so oft wie 
möglich zu ihren Freunden in die Türkei reisen.

Ralf Stegner
Der Oppositionsführer der SPD im Kieler 
Landtag ist für seine scharfen Worte bekannt. 
Immer wieder kritisiert er sinnvolle Vorschläge 
aus München mit Pöbeleien auf Twitter.

Renate Künast 
Als Landwirtschaftsministerin konnte sie schon 
Erfahrungen sammeln. Künast fordert schon lan-
ge die „Einbürgerung“ des Islams in Deutschland. 

Sahra Wagenknecht
Als bekennende Kommunistin ist das Wirt-

schaftsministerium erste Wahl für Sahra 
Wagenknecht. Ob sie die Erste ist, die eine 

Planwirtschaft erfolgreich führen kann?

Anton Hofreiter
Der Bayer wird Alexander Dobrindt zeigen, 
wo es langgeht ... ähm, oder auch nicht. Im 
Bundestag nur als Bremser von Infrastruk-
turprojekten aufgefallen, müsste Hofreiter 

endlich mal liefern.

Katja Kipping	
Die Vorsitzende der Linken ist als 
Hartz-IV-Gegnerin praktisch ideal für den 
Umbau des Sozialstaates und die Einführung 
des bedingungslosen Grundeinkommens.

Katharina Barley
Als Generalsekretärin hat sie als Notlösung den 

Sprung ins Ministeramt geschafft. Da will sie 
sicher auch im neuen Kabinett bleiben.

Sigmar Gabriel
Er hat Schulz quasi über Nacht zum Par-

teichef und Spitzenkandidaten gemacht. Er 
selbst hat es sich nicht zugetraut, Kanzler 

werden zu können. Als Kanzleramtsminister 
hätte er wenigstens die gleiche Anschrift.

Heiko Maas
Mit dem Justizministerium hatte der Rhein-

land-Pfälzer immer gefremdelt, nie wollte 
auf Anhieb etwas klappen. In der Bildungs- 

politik könnte er sich nun austoben.

Andrea Nahles
Sofern der Aufstieg ins Finanz- 

ministerium klappt, werden Steuer- 
erhöhungen für Spitzenverdiener das Erste 

sein, was von ihr umgesetzt werden wird. 

Dietmar Bartsch
Der eher moderate Fraktionschef der Linken 

wurde früh Mitglied der SED. Später wurde 
er vom Verfassungsschutz beobachtet.
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Das Könnte ihre
Nächste Regierung sein
Ein Blick in Schulz Gruselkabinett –
rien ne va plus
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Umwelt

Cem Özdemir	
Auch für den Vorsitzenden der Grünen ist Platz 
am Regierungstisch. In dieser Position kann er 
dann endlich den Verfassungsschutz umbauen.

Jürgen Trittin
In der rot-grünen Koalition als Mr. Dosenpfand 
aufgefallen. Hat sich jüngst selbst für ein Minis-
teramt ins Gespräch gebracht.

Bei der Wahl am 24. September geht es darum, eine Koalition aus SPD, 
Grünen und Linken zu verhindern. Es fehlt nicht nur an Glaubwürdigkeit, 
sondern auch an kompetenten Personen.
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und Träumerei 

Die Wahlprogramme von SPD, Grünen und Linken zeigen, dass diese Parteien keinen Plan  
haben, der Deutschland in der jetzigen Situation stärkt. Vielmehr sind die meisten der Vor-
schläge darauf ausgerichtet, für die eigene Klientel Wohltaten zu verteilen. Was folgt? Innova-
tionen werden gehemmt und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands geschwächt.

Warum Wir R2G und 
eine linke Republik 
verhindern müssen

Imri (22) lebt seit seiner Geburt in 
Bayern. Der Name lässt es bereits erahnen: 
Seine Eltern und Großeltern sind Deutsch-
türken, die seit den 50er-Jahren hier leben 
und arbeiten. Alle drei Generationen ha-
ben sowohl einen deutschen wie auch einen 
türkischen Pass. Bis zur Abschaffung der 
Optionspflicht 2014 hätte sich Imri bis zu 
seinem 24. Geburtstag für eine Staatsan-
gehörigkeit entscheiden müssen. Das bleibt 
ihm heute erspart.

Spätestens seit dem umstrittenen türki-
schen Verfassungsreferendum im April 
steht die doppelte Staatsbürgerschaft 
wieder ganz oben auf der politischen Ta-
gesordnung. Knapp die Hälfte der 1,43 
Mio. Stimmberechtigten in Deutschland 

gab ihre Stimme in einem der 13 Konsula-
te ab. Überall erreichte Präsident Erdogan 
mit seinem Vorstoß, das politische Sys-
tem stärker auf ihn zuzuschneiden, eine 
Mehrheit. Am knappsten war das Ergeb-
nis in Berlin mit einem Beinahe-Patt von 
50,13 % zu 49,86 %.

Im Konsulat in München stimmten mehr 
als 62 Prozent für Erdogans Reform, 
während in der Türkei am Ende nur 51,18 
Prozent dafür stimmten. Die Auslands- 
türken haben anscheinend den Wahlaus-
gang maßgeblich beeinflusst. Für zahl-
reiche Politiker und viele Menschen in 
Deutschland stellt sich seitdem die Fra-
ge: Wie können türkische Bürger, die in 
Deutschland frei leben und die Vorzüge 

der persönlichen Freiheit genießen, für 
ein autokratisches System stimmen, das 
kritische Journalisten mundtot macht 
und möglicherweise auch noch die To-
desstrafe wiedereinführt? 

Erst Integration, dann Pass

Die Deutschtürken, die die doppelte 
Staatsbürgerschaft besitzen, dürfen im 
September übrigens auch bei der Bun-
destagswahl abstimmen. Ist das tatsäch-
lich so gewollt? Es gibt bereits Stimmen, 
die behaupten, dass die hier lebenden tür-
kischen Staatsbürger und Deutschtürken 
der Bundesrepublik eins auswischen woll-
ten, weil sie sich zu wenig integriert fühlen. 
Wie aber sieht gelingende Integration 
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aus? Diese Frage stellt sich – wegen 
der Abstimmungen in der Türkei – gerade 
mit dieser Nationalität, aber darüber hin-
aus gibt es weitere große Bevölkerungs-
gruppen mit Doppelpässen (siehe Grafik).

Für die Union ist klar, dass für die deut-
sche Staatsbürgerschaft eine hohe 
Identifikation mit dem Land notwen-
dig ist. Wie verteilt man die persönliche 
Staatsidentifikation auf zwei Staaten? Zu 
gleichen Teilen? Oder zwei Drittel zu ei-
nem Drittel? Ist es überhaupt möglich? 
Natürlich garantiert Staatsbürgerschaft 
alleine keine Integration im Land. Des-
halb fordert die Junge Union ein klares 
Bekenntnis zu den Werten und der Ord-
nung des Landes. Es muss der Leitspruch 
„erst kommt die Integration, dann der 
Pass“ gelten.

Freiheitliche Werte und
staatliche Ordnung

Das bedeutet keineswegs, dass ab so-
fort alle, die einen deutschen Pass ha-
ben wollen, nur mehr Weißwürste essen 
und Weißbier trinken müssen, aber unser 
Wertefundament ist breiter als die ersten 
20 Artikel unseres Grundgesetzes. Es 
werden auch keine deutschen Feiertage 
abgeschafft, um stattdessen welche aus 
anderen Religionen neu einzuführen. Das 
ist ein klarer Standpunkt.

Im Gegensatz dazu will Rot-Rot-Grün 
die Mehrstaatlichkeit dauerhaft beibe-
halten. Die Kinder erhalten ab Geburt die 
deutsche Staatsbürgerschaft und dieje-
nige des Herkunftslands der Eltern. Bis 
zum Jahr 2014 musste sich spätestens 
mit 24 Jahren jede und jeder mit einem 
Doppelpass für ein Land entscheiden. 
Damals wurde diese sogenannte „Opti-
onspflicht“ abgeschafft.

Seither können in Deutschland gebo-
rene Kinder ausländischer Eltern auch 
beide Staatsangehörigkeiten behalten. 
Voraussetzung dafür ist, mindestens 
acht Jahre hier gelebt oder sechs Jahre 
hier die Schule besucht zu haben. Und 
der Doppelpass kann sogar vererbt wer-
den. Nachfolgende Generationen dür-
fen ebenso beide Staatsangehörigkeiten 
besitzen. R2G will das so beibehalten. 
Multikulti bleibt also das präferierte Pro-
gramm der links angesiedelten Parteien 
im demokratischen Spektrum. 

Kooperationsvereinbarun-
gen mit Staaten

Der Gegenentwurf in der Union sieht 
spätestens in der Enkelgeneration einen 
harten Schnitt vor. Sie müssen sich für 
ein Land entscheiden. Und für die Fälle, 
in denen sich die doppelte Staatsange-
hörigkeit nicht vermeiden lässt, soll mit 

dem jeweiligen Land eine Kooperations-
vereinbarung getroffen werden. Wenn die 
Länder nicht kooperieren, will die CSU 
die verbindliche Optionspflicht wieder-
einführen. 

Weitgehende Einheit herrscht bei einer 
Frage zur Integration in ein Land: Das 
Erlernen der Sprache ist essenziell. Das 
war nicht immer so, denn die CSU wurde 
für diese Forderung zunächst vor allem 
von den Grünen gescholten. Heute ist 
es Konsens. Eng mit der Sprache geht 
die Bildung einher. Und da liegen Union 
und R2G meilenweit auseinander. „Ich 
möchte, dass Deutschland das weltweit 
stärkste Land in der Bildung wird“, for-
dert Martin Schulz plakativ. Da könnte 
man spontan zustimmen. So schlecht 
steht Deutschland aber nicht da, denn 
seit Angela Merkel Bundeskanzlerin ist, 
sind die Bildungsausgaben in Bund und 
Ländern so hoch wie noch nie. Blickt man 
also hinter Schulz’ plakative Forderung, 
schaut es schon anders aus.

Bildungsausgaben Seit  
Merkel hoch wie nie

Der SPD-Mann will das Kooperations-
verbot aufbrechen. Dieses besagt, 

Bildungskompetenz beim Bund
bedeutet sinkendes Niveau in den Ländern Doppelte Staatsbürgerschaft in Europa

Luxemburg
Seit 2008 erlaubt Luxemburg die mehrfa-
che Staatsangehörigkeit. Auch der Erwerb 
einer anderen Staatsangehörigkeit bei 
Beibehaltung der bestehenden ist erlaubt.

Schweiz
Das Bürgerrecht der Schweiz 
ist von der Annahme einer 
anderen Staatsangehörigkeit 
nicht betroffen.

Finnland
Die finnische Staatsbürgerschaft wird seit 1. Juni 2003 
bei einem Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit nicht 
aberkannt. Auch der Erwerb der finnischen Staatsangehörig-
keit bei Beibehaltung der bestehenden ist möglich. Finnische 
Staatsbürger, die eine weitere Staatsangehörigkeit haben, im 
Ausland geboren wurden und bis zum 22. Lebensjahr nicht 
mindestens sieben Jahre in einem nordischen Land gelebt 
haben oder anderweitig eine Anbindung an Finnland haben, 
können ihre finnische Staatsangehörigkeit an ihrem 22. 
Geburtstag verlieren.

Österreich
Österreicher verlieren im Allgemeinen 
die österreichische Staatsbürgerschaft, 
wenn sie eine andere Staatsbürgerschaft 
annehmen. Jedoch kann eine Beibehal-
tungsgenehmigung erteilt werden, wenn 
dies im Interesse der Republik Österreich 
liegt oder im Privat- und Familienleben 
des Antragstellers „berücksichtigungswür-
dige Gründe“ vorliegen.

Schweden
Die schwedische Staatsbürgerschaft wird seit 2001 bei einem 
Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit nicht aberkannt. Auch der 
Erwerb der schwedischen Staatsangehörigkeit bei Beibehaltung der 
bestehenden ist möglich. Schwedische Staatsbürger, die eine weitere 
Staatsangehörigkeit haben, im Ausland geboren wurden und nie in 
Schweden gelebt oder anderweitig eine Verbundenheit zu dem Land 
haben, verlieren ihre schwedische Staatsangehörigkeit. Dies schließt 
auch deren Kinder mit ein, sofern diese nicht durch den anderen 
Elternteil Anspruch auf die schwedische Staatsangehörigkeit haben.

Liechtenstein
Liechtenstein erlaubt seinen Staats-
angehörigen den Erwerb weiterer 
Staatsangehörigkeiten. Wer sich in 
Liechtenstein einbürgern lassen will, 
muss hingegen auf seine bisherige 
Staatsangehörigkeit verzichten.

Belgien
Seit dem 28. April 2008 erlaubt 
Belgien die Annahme anderer 
Staatsangehörigkeiten ohne 
Verlust der belgischen.

Dänemark
Die dänische Staatsbürgerschaft wird seit 
2015 beim Erwerb einer anderen Staats-
angehörigkeit nicht aberkannt. Auch der 
Erwerb der dänischen Staatsangehörig-
keit bei Beibehaltung der bestehenden 
Staatsbürgerschaft ist möglich.

Welche Nationalitäten besitzen die doppelte 
Staatsbürgerschaft?

Beibehaltung der Staatsbürgerschaft bei Erwerb einer weiteren
Wer dauerhaft im Ausland lebt, kann grundsätzlich die dortige lokale Staatsbürgerschaft (z. B. australische Staatsbür-
gerschaft) annehmen. Ob dann der Verlust der bisherigen Staatsangehörigkeit eintritt, hängt von den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen im jeweiligen Land ab.
Quelle: wikipedia.de

Die Diskussion über den Doppelpass in Deutschland ist mit dem türkischen 
Verfassungsreferendum neu aufgeflammt. Der baJUware blickt über die 
Grenzen. Wie wird das Thema in anderen europäischen Ländern gehandhabt?

„Der deutsche Pass  
ist kein Ramschartikel. 
Wer als Kind ausländi-
scher Eltern die deut-

sche Staatsbürgerschaft 
annehmen will, sollte 

klar zeigen, dass er sich 
zu unseren Werten und 

Prinzipien bekennt.“
Andreas Scheuer
Generalssekretär CSU
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spiegel. Hans-Günter Henneke bezeich-
net es als verheerend, „weil fortan die 
Länder die Last los wären, sich mit eige-
nen Mitteln um eine konkurrenzfähige 
Schulinfrastruktur zu bemühen“. Aus sei-
ner Sicht sei das ein Start in den „Wett-
bewerb der Länder nach unten“.

Wenn Bildungsgelder 
im Haushalt versickern

Wie weit Reden und Handeln bei der 
SPD auseinanderliegen, zeigt eine Be-
gebenheit im Zusammenhang mit dem 
BaFöG. Seit 2015 trägt der Bund die 
Kosten für das BaFöG alleine. Damit 

werden die Länder um 1,17 Mrd. Euro 

dass der Bund sich nicht in die Bil-
dungspolitik einmischt. Die ist nämlich 
Ländersache. Dieses Kooperationsverbot 
ist auch der Grund für das europaweit 
hohe Ansehen des bayerischen Bildungs-
systems. Martin Schulz will zentrale Zu-
ständigkeiten an den Bund übertragen, 
um mehr Einfluss ausüben zu können. 

Da hört man dann Vorschläge wie die 
Schulsozialarbeit auszuweiten, um Schü-
lern, die Probleme haben, eine Ge-
sprächsmöglichkeit zu geben oder die 
Bildung von der Kita bis zum Master 
oder Meister gebührenfrei zu machen. 
Schulz predigt von gleichen Chancen für 
die Schüler – egal aus welchem sozialen 
Umfeld sie stammen. Dabei handeln sei-
ne Parteifreunde gänzlich anders.

SPD redet nur von 
Bildungschancen

Nachdem die SPD auch in zahlreichen 
Ländern die zuständigen Minister für 

Bildung stellt, darf man an dieser Stelle 
getrost fragen: Warum setzt ihr in eurer 
Verantwortung das vorbildliche Handeln, 
das euer Spitzenkandidat fordert, nicht 
endlich um? In Ländern, in denen die 
Union den Bildungsminister stellt, funk-
tioniert das auch (siehe Grafik unten).

In Bayern jedenfalls ist die gezielte För-
derung von Kindern, Jugendlichen und 
Facharbeitern erfolgreich. Der Meister-
bonus ist dafür nur ein Beispiel. Für die 
Junge Union sind in der Bildungspolitik 
vergleichbare Standards grundsätzlich 
richtig. „Wir wollen aber, dass man sich 
am Spitzenreiter orientiert und nicht am 
Durchschnitt“, sagt JU-Chef Dr. Hans 
Reichhart. Schließlich wäre ein Zent-
ralabitur mit durchschnittlichem Leis-
tungsanspruch ein Abstieg für bayerische 
Gymnasiasten. Das kann nicht wirklich 
der Wunsch der SPD sein. Ins gleiche 
Horn stößt der Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Landkreistages 
gegenüber dem Tages- 

pro Jahr entlastet. Bis Ende 2014 teil-
ten sich Bund und Länder die Kosten im 
Verhältnis 65:35. Während die Unions-
geführten Länder diese freigewordenen 
Mittel tatsächlich für Bildung und in-
novative Angebote im Bildungsumfeld 
verwenden, versickern die Milliarden in 
vielen SPD-geführten Ländern im Haus-
halt. Sie wurden zweckentfremdet.

Überhaupt ist der Umgang mit Geld 
bei der SPD ein Kapitel für sich. Das 
CSU-Urgestein Franz Josef Strauß ließ 
sich gerne so zitieren: „Eher legt sich ein 
Hund einen Salamivorrat an, als dass die 
eine einmal eingeführte Steuer wieder 
abschaffen.“ Und so wundert es nicht, 
dass die SPD den Soli – auch mehr als 25 
Jahre nach der Deutschen Einheit – nicht 
komplett abschaffen will, sondern nur für 
untere und mittlere Einkommen. Grüne 
und Linke wollen ihn gar beibehalten.

Im Falle einer Regierungsübernahme 
will R2G nach September die Umver-
teilungsmaschinerie anlaufen lassen. 

Spitzensteuersatz auf 45 Prozent 
(SPD) oder gar die Vermögensteuer 
für Superreiche, verfassungsrecht-
lich höchst problematische Steu-
ersenkung für niedrige und mittlere 
Einkommen, während schon die 
überdurchschnittlichen Einkom-
men wie von Facharbeitern oder 
Ingenieuren stärker besteuert 

werden.

Rot-Rot-Grün bedeu-
tet Umverteilung

Wer Jahreseinkünfte von 
76.472 Euro oder mehr hat, 
zählt heute zu den oberen 

zehn Prozent bei den Ein-
künften. Diese zehn Prozent 

zahlen mit 55,5 Prozent weit mehr 
als die Hälfte des gesamten Einkom-
mensteueraufkommens. Und genau 
diese Gruppe will R2G noch mehr be-
lasten. Das linke Spektrum will „denen 
da oben“ ans Portemonnaie. Wenn das 
mal keine Klientelpolitik ist.

Es erinnert fast an die Zeiten, als die 
Kaiser und Könige samt ihren Fürsten 
das Sagen in Europa hatten. In Frank-
reich stürzte man die Blaublüter in ei-
ner Revolution. In Deutschland ging es 
weit friedlicher ab. Die populistische 

Forderung, „denen da oben“, also den 
Spitzenverdienern, mehr Steuern abzuja-
gen steht aber wieder im Raum. Sie greift 
allerdings zu kurz.

Es ist wohl unbestritten, dass die Gut-
verdiener ein gutes Auskommen mit ih-
rem Einkommen haben. Dennoch muss 
man auch hinter die Fassade blicken. 
Tragen nicht gerade auch sie eine große 
Verantwortung? Das Vermögen steht 
nur in den seltensten Fällen uneinge-
schränkt zur Verfügung. Viel häufiger 
stecken sie es in die Unternehmen, die 
Arbeitsplätze schaffen und damit für das 
Einkommen von Mitarbeitern und deren 
Familien sorgen.

Steuererhöhungen sind 
mit der Union nicht drin

Aus Sicht der Union soll sich Leistung 
lohnen. Daher geht es weniger darum, ei-

nen Klassenkampf anzuschüren, sondern 
lieber Ungerechtigkeiten abzustellen, die 
sich im Steuersystem eingebürgert ha-
ben. Das fängt bei der kalten Progression 

an und hört damit auf, dass Steuererhö-
hungen in der aktuellen Konjunkturlage 
den Menschen im Land erspart werden 
müssen.

Der „kleine Mann“ wird in diesen Wahl-
kampfzeiten oft als Paradebeispiel ange-
führt. Auf ihn konzentriert sich auch die 
Union mit der Erhöhung des Kinderfrei-
betrages und einem Freibetrag bei der 
Grunderwerbsteuer. Der Unterschied 
zu R2G: Die Vorschläge von CDU und 
CSU zielen auf einen Langfristeffekt 
ab, weniger auf die bloße Umverteilung. 
Denn wer sich zum Beispiel Wohnei-
gentum schafft, hat mittelfristig mehr 
davon.

Der Weg der Union ist ein Dreiklang 
aus Entlastung, zielgerichteter Investiti-
on und dem Abbau der Staatsschulden. 
Gerade der JU liegt daran, dieses Thema 
auch auf Bundesebene konsequent vo-
ranzutreiben. Schließlich hat der Bund 
jetzt die höchsten Steuereinnahmen in 
seiner Geschichte. Wenn nicht jetzt, 
wann dann? 

Und Imri? Er würde sich wohl für den deut-
schen Pass entscheiden und weiterhin in 
Bayern leben. Schließlich gefallen ihm die 
bayerische Kultur und auch die Weltof-
fenheit der Bayern mit ihrem „Leben und 
leben Lassen“, die Jobaussichten und die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die 
Chancen für seine Familie im Bereich der 
Bildung und die konsequente Politik des 
Schuldenabbaus. 

Umverteilungsstaat Verhindern 
Gerechte Steuerpolitik fördern

Bildungsvergleich der Bundesländer
So schnitten die Bundesländer laut Bildungsmonitor 2016 ab.  
In Farbe hinterlegt ist die jeweilige Partei des damals regierenden 
Ministerpräsidenten. Nachdem Bildung Ländersache ist, hätte die 
SPD in den von ihr regierten Ländern schon lange für bessere Bil-
dung sorgen können.

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln/Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft

Da stecken über 150 Jahre Wahrheit drin:
Ihr werdet die Schwachen nicht stärken, wenn ihr die Starken schwächt.
Ihr werdet denen, die ihren Lebensunterhalt verdienen müssen, nicht helfen,
indem ihr die ruiniert, die ihn bezahlen.
Ihr werdet keine Brüderlichkeit schaffen, indem ihr den Klassenhass schürt.
Ihr werdet den Armen nicht helfen, indem ihr die Reichen ausmerzt.
Ihr werdet mit Sicherheit in Schwierigkeiten kommen, wenn ihr mehr ausgebt,
als ihr verdient.

Abraham Lincoln
16. Präsident der  
Vereinigten Staaten von Amerika

„Ein zentrales Abitur  
bedeutet für Bayerns 

Schüler ein Downgrade. 
Und das wollen wir  

sicher nicht.“
Dr. Hans Reichhart, MdL
Vorsitzender Junge Union Bayern
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Die Rechnung geht auf uns

Wer braucht schon Freunde?!

Nicht ganz 
bei Sinnen!

Europas Linke und die Eurobonds

NATO-Ausstieg

Hartz-IV-Reform 
zurückdrehen

Die SPD glänzt im Bundestag ja sel-
ten mit sinnvollen und konstruktiven 
Vorschlägen. Was aber der letzte so-
zialdemokratische Kanzler Gerhard 
Schröder angepackt hat, war mutig. 
Deutschland war zur Jahrtausend-
wende „der kranke Mann Europas“: 
hohe Arbeitslosigkeit, geringes Wirt-
schaftswachstum und hohe Staats-
ausgaben. Die notwendigen Reformen 
haben die deutsche Wirtschaft wieder 
wettbewerbsfähig gemacht: Nun sind 
die Auftragsbücher voll und Fachkräf-
te dringend gesucht. Noch nie waren 
so viele Menschen in Deutschland 

sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt. Und die Arbeitslosigkeit hat 
sich seit der Arbeitsmarktreform fast 
halbiert. Man könnte meinen, jeder 
hätte verstanden: Das war gut! Doch 
weit gefehlt. Der selbst ernannte 
Kanzlerkandidat Schulz und Teile des 
linken SPD-Flügels stören sich of-
fenbar am wirtschaftlichen Erfolg der 
Bundesrepublik und wollen den Job-
motor Deutschland bremsen. Selbst 
die Einführung der Flexi-Rente fin-
den die Sozialdemokraten schlecht. 
Für den Bürger nicht verständlich– 
die sind nicht ganz bei Sinnen!

Das Nordatlantische Verteidigungs-
bündnis, die NATO, war im Kalten 
Krieg der Garant für Deutschlands 
Überleben. Dass die Linken nichts 
von der NATO halten, ist daher nichts 
Ungewöhnliches. Sahra Wagenknecht 
betont ja fast bei jeder sich bieten-
den Gelegenheit, wie schlecht dieses 
Friedensbündnis sei. So sei die NATO 
nur ein Mittel für noch mehr Krieg auf 
der Welt und würde uns zu Bittstellern 
der USA machen. Die Linke steht mit 
dieser Einschätzung aber nicht allein 
da. Auch die SPD-Linke liebäugelt mit 
einem Ausstieg Deutschlands aus dem 
Militärbündnis. Man mag auf der einen 
Seite froh sein, dass es diese abstruse 
Forderung nicht ins Wahlprogramm 
der Sozialdemokraten geschafft hat. 
Auf der anderen Seite verdeutlicht 
diese Forderung aber ganz deutlich, 

dass die weltfremden Anschauungen 
der Linken auch in Teilen der SPD 
salonfähig sind. Da mag man sich gar 
nicht vorstellen, was R2G so alles zu-
sammen umsetzen würde.

Martins Panikwahlkampf

Kurz vor der Bundestagswahl 
verliert die SPD die Nerven

Es ist nicht das Jahr der SPD: drei verlo-
rene Landtagswahlen und ein Absturz in 
den Umfragewerten zur Bundestagswahl. 
Und jetzt finden auch noch im vormals 
SPD-regierten Niedersachsen vorgezo-
gene Neuwahlen statt. Die Union arbei-
tet dafür, dass auch im September klare 
Verhältnisse herrschen und es eine CDU/
CSU-geführte Bundesregierung gibt. 
Aber der Wahlkampf der SPD ist bislang 
nicht das Gelbe vom Ei. Der Hype um 
den Kandidaten Schulz nach dessen No-
minierung ist längst abgeflacht, die Um-
fragewerte wieder auf niedrigem Niveau. 
So was geht natürlich an die Substanz. 
Das erklärt auch die aktuellen Vorfälle im 

Willy-Brandt-Haus. So erklärte Schulz in 
einem Interview, dass er nach der Wahl 
definitiv als Oppositionsführer zur Verfü-
gung steht. Anscheinend hat er selbst die 
Hoffnung auf einen Wahlsieg fallen lassen. 

Zu den G20-Ausschreitungen äußer-
te er sich nur spärlich, um niemanden zu 
vergraulen. Ähnlich verwunderlich ist sein 
Verhalten in Bezug auf das Regierungs-
desaster in Niedersachsen. Dort mischt 
er sich erst gar nicht ein. Aber sollte man 
das von einem vermeintlichen Spitzenkan-
didaten nicht erwarten können? Stattdes-
sen schickt er seinen Fraktionschef Op-
permann, den Generalsekretär Heil und 

Ralf Stegner als Rammbock vor, die mit 
haarsträubenden Äußerungen persönliche 
Entscheidungen kritisieren. Ihren eigenen 
unterirdischen Facebook-Post über den 
Fraktionswechsel der grünen Abgeordne-
ten Elke Twesten hat die SPD mittlerweile, 
nach einem „Shitstorm“, wieder gelöscht. 
In der VW-Krise hat Schulz emotionslose 
Worte gewählt, statt Antwort auf die Fra-
ge zu geben, wie die SPD in Niedersach-
sen in diesen Skandal verwickelt ist. Dass 
er hier ganz offensichtlich den Fragen der 
Öffentlichkeit ausweicht, ist laut einer 
Umfrage auch für die Wähler entschei-
dend, die davon Auswirkungen auf das 
Wahlergebnis erwarten.

Mit dem Sieg von Emmanuel Macron in 
Frankreich haben die europafreundli-
chen Kräfte gegen die nationalistischen 
gewonnen. Das ist eine gute Nachricht. 
Doch nicht alles, was glänzt, ist Gold. 
Macron steht für eine Vergemein-
schaftung der Schulden in Europa. 
Das ist für die Länder, die derzeit 
hoch verschuldet sind, gut. Vor allem 
die Südstaaten Europas wie Italien, 
Spanien und Griechenland sind des-
halb von der Idee begeistert. Im Zuge 
der Finanzkrise haben sich diese Län-
der hoch verschulden müssen, um die 
maroden Banken im Land über Wasser 
zu halten. Deutschland zahlt für seine 

Schulden derzeit geringe Zinsen. Dadurch 
konnte der Staat im vergangenen Jahr 47 
Milliarden Euro einsparen. Wenn die 

Schulden der europäi-
schen Nationalstaa-

ten nun vergemein-

schaftet würden, müsste Deutschland für 
die Schulden der anderen haften. Folglich 
würde auch der Zins, für den sich der 
Staat Geld leihen kann, steigen. Laut einer 
Studie eines US-Investmenthauses wür-
de dies Deutschland etwa 20 Milliarden 
Euro kosten. Die Mehrzinsausgaben wür-
den dabei mit rund 20 Prozent zu Buche 
schlagen. Doch dieser Vorschlag schafft 

völlig falsche Anreize. Es ist nicht lo-
gisch, warum wir für die Fehler der 

anderen Staaten haften sollten. 
Die CSU ist deshalb auch 
weiterhin gegen Eurobonds 
und Vergemeinschaftung der 

Schulden in Europa. 



Liebe Freunde,
die SPD will die politischen Koordinaten unseres Landes nach ganz linksaußen verschieben. Es geht ihr 
dabei nicht um Ideen oder gar die Zukunft unserer Generation. Sondern es geht schlicht um den Drang 
nach Macht. Der SPD-Kandidat Martin Schulz will unbedingt regieren. Und er wird nicht zögern, ge-
meinsam mit den Grünen und der SED-Nachfolgepartei Die Linke eine neue Bundesregierung zu bilden. 
Als junge Generation sind wir in diesem Wahlkampf besonders gefordert. Wir müssen den Bürgern klar-
machen, was eine rot-rot-grüne Regierung für Deutschland bedeutet.
Deutschland steht somit vor einer Schicksalswahl: Auf der einen Seite steht die Union mit Bundes-
kanzlerin Angela Merkel und unserem schwarzen Sheriff Joachim Herrmann. Wir stehen für Sicherheit, 
Verlässlichkeit, Stabilität und generationengerechte Politik. Auf der anderen Seite stehen Martin Schulz, 
Claudia Roth und Sahra Wagenknecht. Sie stehen für höhere Steuern, ungeregelte Zuwanderung und 
eine Außenpolitik ohne Kompass.
Linke Parteien haben kein Interesse an unserer Zukunft. Sie wollen lieber mit neuen Schulden, die wir 
abzahlen müssen, veraltete Strukturen aufrechterhalten, anstatt mutig neue und notwendige Wege zu 
gehen. Der Staat ist für sie hauptsächlich Umverteilungs- und auch Selbstbedienungsinstrument. 
Wo die Union junge Menschen ermutigen will, ihr Schicksal in die eigene Hand zu nehmen und 
eine Familie zu gründen, setzen sie auf Bevormundung und einen Super-Nanny-Staat, der alles 
besser weiß. 
Wir sind die Spitzenkandidaten der Jungen Union Bayern. Gemeinsam mit 20 weiteren JU-
lern, die für den Bundestag kandidieren, wollen wir unser Land voranbringen. Es zeichnet 
unsere Generation aus, dass wir eben nicht anderen das Handeln überlassen wollen, sondern 
dass wir selbst anpacken. Gemeinsam mit euch allen werden wir im Wahlkampf alles geben. 
Wir kämpfen für eine starke Junge Union im Bundestag, für frische Ideen, für unsere Zukunft.
Seid dabei! Zeigen wir den Linken, dass an der Jungen Union Bayern kein Weg vorbeiführt.
Wir freuen uns, mit euch für ein starkes Bayern in Berlin zu kämpfen.

Beste Grüße

Tobias Zech, MdB			K   atrin Albsteiger, MdB
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